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Ihr Zeichen Ihre Nachricht vom Unser Geschäftszeichen München, 

 
 
StadtGemeinde Starnberg, Landkreis Starnberg; 
54. Änderung des Flächennutzungsplanes südl. Gewerbegebiet, nördl. der 
B2, westl+östl, Petersbrunner Straße u. Bebauungsplan Nr.81A18 Teil 1 
Moosaik; 
Verfahren nach § 4 Abs. 2 BauGB    
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 

die Regierung von Oberbayern als höhere Landesplanungsbehörde gibt folgen-

de Stellungnahme zur o.g. Bauleitplanung ab.  

 

Planung 

Die Stadt Starnberg plant am östlichen Ortseingang von Starnberg die Umstruk- 

turierung der im aktuell rechtskräftigen Flächennutzungsplan als Gewerbegebiet 

dargestellten Flächen. Das Planungsgebiet wird im Süden durch die Münchner 

Straße (B2), im Osten durch die Moorflächen des Leutstettener Mooses sowie 

im Westen durch die Moosstraße begrenzt. Im Norden schließen sich bebaute 

Gewerbeflächen mit den Flurnummern 833/2-833/9 an. Das Gebiet hat einen 

Umgriff von ca. 6,2 ha. Zur Neuordnung der auf dem Plangebiet bereits beste-

henden Betriebe sowie der Ersetzung durch Gewerbe, Dienstleistung, Gastro-

nomie und der Schaffung von Wohnungsangeboten ist die Aufstellung des Be-

bauungsplans vorgesehen. Geplant ist ein urbanes Gebiet, dass eine gemischte 

Nutzung innerhalb der Gebäude und die Ansiedlung von Einzelhandel, Gastro-

nomie und Beherbergungsbetrieben ermöglicht. Im Zuge der Flächennutzungs-

planänderung als urbanes Gebiet werden die dafür notwendigen Voraussetzun-
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gen geschaffen. Im Südosten des Geltungsbereichs soll ein Sondergebiet mit der Zweckbe-

stimmung Rettungsleitzentrale des Bayerischen Roten Kreuzes und Feuerwehr dargestellt 

werden. 

 

Bewertung 

Die vorliegende Planung berücksichtigt einige der im Regionalplan 14 (RP14) und dem Lan-

desentwicklungsprogramm (LEP) gelisteten Grundsätze (G) und Ziele (Z) hinsichtlich Belangen 

der Regional- und Landesplanung positiv.  

Hierzu zählt unter anderem das gemäß LEP 3.1.1. (G) Flächen- und energiesparende Sied-

lungs- und Erschließungsformen unter Berücksichtigung der ortsspezifischen Gegebenheiten 

angewendet werden sollen.  

Gemäß RP14 BII 1.5 (G) soll eine enge verkehrliche Zuordnung der Funktionen Wohnen, Ar-

beiten, Versorgung und Erholung erreicht werden. Diese findet sich in den vorgelegten Planun-

gen wieder. Auch der Standort erscheint gemäß RP14 BII (Z) 2.3 in zentralen Orten, an Schie-

nenhaltepunkten und in den Hauptsiedlungsbereichen ist eine verstärkte Siedlungsentwicklung 

zulässig, passend. 

Besonders positiv bewertet wird die Nutzung durch Umwidmung bestehender Flächen anstelle 

von Neuausweisungen und Erschließungen. Damit wird die Norm gemäß LEP 3.2. (Z) in den 

Siedlungsgebieten [sind] die vorhandenen Potenziale der Innenentwicklung vorrangig zu nut-

zen. Ausnahmen sind zulässig, wenn Potenziale der Innenentwicklung begründet nicht zur Ver-

fügung stehen, umgesetzt. Auch folgen die Planungen den Empfehlungen zum Flächensparen 

und der Nachverdichtung in bestehenden Siedlungsgebieten.  

 

Wünschenswert wäre für künftige Planungen zum Wohnbedarf aber Erläuterungen bzgl. des 

Bedarfsnachweis zu Neuinanspruchnahme von Flächen für Wohnbedarf.  

Zwar besteht in den südlich der Landeshauptstadt gelegenen Landkreisen allgemein eine hohe 

Wohnraumnachfrage, allerdings in unterschiedlichen Kategorien und für unterschiedliche Nut-

zergruppen.  

Auch sind gemäß RP14 AI 2.2 (Z) […] bei Bebauungsplänen ab 50 Wohneinheiten Flächenan-

teile für preisgedämpften, geförderten Wohnungsbau vorzusehen (z.B. Einheimischenmodelle, 

sozialgerechte Bodennutzung).  

Dazu finden sich in den Planungsunterlagen leider keine Erläuterungen und Umsetzungshin-

weise. 

 

In den Ausführungen zum Einzelhandel und der Gastronomie sind Standorte für einen Fahrrad-

laden, ein Möbelgeschäft, einen Softdiscounter zur Deckung des Nahversorgungsbedarfs, ei-

ner Apotheke und Gastronomiebetrieben gelistet. 

Vorsorglich geben wir den Hinweis, dass im Rahmen der gemeindlichen Bauleitplanung die 

Entstehung unzulässiger Einzelhandelsagglomerationen durch geeignete Festsetzungen aus-

zuschließen ist (vgl. LEP-Ziel 5.3.1). 

   

Ergebnis 

Wie in der Bewertung dargelegt, ist ein Bedarfsnachweis für die Neuausweisung von Wohn-

bauflächen ebenso wie Ausführungen zum sozial gedämpften Wohnungsbau ab einem Volu-

men von 50 Wohneinheiten laut LEP bzw. RP14 vorgesehen. Für künftige Bauleitplanungen 

sind diese im Bedarfsfall auszuarbeiten und vorzulegen.  
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Ausgehend davon, dass die in der Bewertung geführten Punkte berücksichtig werden, steht die 

aktuelle Planung raumordnerischen Belangen grundsätzlich nicht entgegen.     

 

Hinweis: 

Mit Blick auf die Aktualisierung unseres Raumordnungskatasters bitten wir um entsprechende 

Mitteilung, sobald der Flächennutzungsplan bezüglich der verfahrensgegenständlichen Ände-

rung angepasst/berichtigt wird (vgl. Art. 30, 31 BayLplG). 

 

 
Sachgebiet 24.2 - Landes- und Regionalplanung 
in den Regionen Ingolstadt (10) und München (14) 

 
 




